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»Die subjektiven Rechte der Einzelnen auf dem Gebiete
des Verwaltungsrechts finden ihren Schutz ebenfalls durch
besonders dafür getroffene Vorkehrungen; sie finden ihn
aber auch, und vielleicht wirksamer, im ordentlichen Gang
der Verwaltungstätigkeit, in welchem ihnen ja die zu ihrem
Schutz berufene öffentliche Gewalt von vornherein schon
gegenübersteht.«

(Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, Band 1, S. 122)

Vorwort zur 7. Auflage
Die Fehler im Verwaltungsverfahren sind eine Querschnittsmaterie, die Friedhelm Hu-
fen bereits im Jahre 1986 erstmalig erkundet und dann über drei weitere Auflagen
verfeinert hat. In den jüngsten beiden Auflagen wurde das Werk sodann unter meiner
Mitwirkung unter Wahrung des wissenschaftlichen Anspruchs zu einem Handbuch der
Fehlerlehre fortentwickelt. Mit der vorliegenden 7. Auflage geht die alleinige Verant-
wortung auf mich über. Gleichwohl werden die »Fehler im Verwaltungsverfahren« stets
auch das Werk Friedhelm Hufens bleiben, der sich jedoch künftig auf andere Projekte
konzentrieren möchte, insbesondere seine Lehrbücher zu den Grundrechten und zum
Verwaltungsprozessrecht.

Die Grundkonzeption des Buches wird uneingeschränkt beibehalten. Denn durch die
chronologische Orientierung am Ablauf eines Verwaltungsverfahrens unterscheidet es
sich von den immer häufiger anzutreffenden Kommentaren zum Verwaltungsverfah-
rensgesetz. Aber auch die Grundstruktur, nach der zunächst allgemeine Verfahrensge-
bote und -fehler behandelt werden, sodann besondere Verfahrensarten und schließlich
die Folgen von Verfahrensfehlern, hat sich bewährt.

Die Fehlerlehre sieht sich ständig vor neuen Herausforderungen. Dies gilt insbesondere
für die stetig zunehmende Europäisierung und Digitalisierung des Verwaltungsrechts.
Zudem hat auch die Corona-Pandemie Auswirkungen auf das Verwaltungsrecht im All-
gemeinen sowie auf die Fehlerlehre im Besonderen. Als Stichworte seien an dieser Stelle
nur die Ausweitung der Allgemeinverfügung als Handlungsform oder die Anpassung
der Bestimmungen zur Öffentlichkeitsbeteiligung genannt.

Gesetzgebung, Schrifttum und Rechtsprechung befinden sich grundsätzlich auf dem
Stand vom 1. März 2021, vereinzelt auch darüber hinaus. Wegen der raschen Fortent-
wicklung in einigen der behandelten Teilmaterien bin ich auch weiterhin für Hinweise
aus dem Leserkreis dankbar.

Berlin, im Mai 2021 Thorsten Siegel
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